
 
1. Änderungssatzung zur Satzung 

über die Erhebung einer Beherbergungsteuer 
in der Landeshauptstadt Hannover (Beherbergungsteuersatzung) 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) vom 17.10.2010, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
29. Januar 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 3) und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen 

Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 

Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 589), hat der Rat der Landeshauptstadt Hannover in 
seiner Sitzung am 20.11.2025 folgende 1. Änderungssatzung zur Beherbergungsteuersatzung 

beschlossen: 
 

Artikel 1 

Die Satzung über die über die Erhebung einer Beherbergungsteuer in der Landeshauptstadt 
Hannover (Beherbergungsteuersatzung) wird wie folgt geändert: 
 

Nr. 1: 

In § 2 Absatz 2 werden nach dem Wort Campingplätze ein Komma und die Worte 
„Monteurzimmer/-wohnung“ eingefügt. 

Nach § 2 Absatz 3 werden folgende neuen Absätze 4 und 5 eingefügt: 

(4) Nicht als Übernachtung im Sinne dieser Satzung gilt das Unterkommen in einer 
Beherbergungsstätte, in der die Person mit alleiniger Wohnung, Haupt- oder 
Nebenwohnung nach dem Bundesmeldegesetz gemeldet ist. 
 

(5) Von der Besteuerung ausgenommen sind Übernachtungen in einem 
Beherbergungsbetrieb, dessen Gemeinnützigkeit (§§ 52 – 54 AO) nach der 
Abgabenordnung vom zuständigen Finanzamt anerkannt ist (§ 60a AO). Die 
Steuerbefreiung gilt nicht, soweit mit der Erbringung der Beherbergungsleistung ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb (§14 AO) unterhalten wird. Die Befreiung ist 
beschränkt auf Übernachtungen von Jugendlichen bis zum vollendeten 27. Lebensjahr. 

 

Nr. 2:  

In § 5 werden die Worte und Zahlen 

„von bis zu 10 Euro    0,50 Euro, 
 über 10 Euro bis zu 25 Euro  1,50 Euro,“   und 
 
„über 50 Euro bis 100 Euro 4,00 Euro.“ 
 

gestrichen. 
  
Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

 
„Ab einem Bruttoentgelt je Gast und Übernachtung über 450 Euro beträgt die Steuer 12,00 
Euro.“ 
 

Nr. 3: 

In § 7 Abs. 2 wird das Wort „Steuerschuldner*in“ durch das Wort „Steuerpflichtige“ und das 
Wort „Steuermeldung“ durch das Wort „Steuererklärung“ ersetzt. 



 

Nr. 4: 

Die Überschrift von § 8 wird geändert in „Erklärungs-, Aufbewahrungs-, Nachweis- und 
Mitwirkungspflichten“.  

In § 8 wird ein neuer Absatz 1 eingefügt; der Absatz 8 wird ersatzlos gestrichen, die bisherigen 
Absätze 1 bis 7 werden zu den Absätzen 2 bis 8. 

Der Absätze 1 (neu) und 2 werden wie folgt gefasst: 

(1) Jede/r Betreiber*in einer Beherbergungsstätte ist verpflichtet, der Landeshauptstadt 
Hannover den Beginn und das Ende der Zurverfügungstellung einer 
Beherbergungsmöglichkeit, den Wechsel des/der Betreibers*in oder die Verlegung der 
Beherbergungsstätte, innerhalb eines Monats nach Eintritt des jeweiligen 
anzeigepflichtigen Ereignisses, elektronisch im amtlich zugelassenem Verfahren oder 
auf einem amtlich vorgeschriebenen Vordruck anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn sich 
Daten der Beherbergungsstätte oder zur/zum Betreiber*in ändern.  
 

(2) Jede/r Betreiber*in einer Beherbergungsstätte ist verpflichtet, der Landeshauptstadt 
gegenüber bis zum 15. Tag nach Ablauf des Erhebungszeitraumes eine Steuerklärung 
elektronisch im amtlich zugelassenem Verfahren oder auf einem von der 
Landeshauptstadt Hannover vorgeschriebenen Vordruck abzugeben.  

 
Der Absatz 3 wird in den Sätzen 1 und 2 wie folgt gefasst: 
 
Die Steuererklärung ist für jede Beherbergungsstätte gesondert abzugeben und muss die 
Summe der steuerpflichtigen Beherbergungsentgelte einschließlich Umsatzsteuer (§ 4) sowie 
deren Aufteilung entsprechend § 5 der Satzung enthalten. Außerdem ist neben den Angaben 
zur Beherbergungsstätte (Name, Anschrift) auch die/der Steuerschuldner*in zu benennen. 
 
In Absatz 4 werden die Worte „Die Erklärung nach Abs. 1 muss, soweit“ durch die Worte „Die 
Erklärung nach Absatz 2 ist, sofern sie auf einem von der Landeshauptstadt Hannover 
vorgeschriebenen Vordruck eingereicht und“ ersetzt. 
 
In Absatz 5 werden nach dem Wort „Erklärung“ die Worte „nach Absatz 2“ eingefügt. 
 
In Absatz 6 wird das Wort „Anzeigenden“ durch das Wort „Erklärenden“ ersetzt. 

Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

(7) Jede/r Betreiber*in einer Beherbergungsstätte ist verpflichtet, folgende Daten des 
Gastes bzw. des Buchenden, sofern mehrere Gäste in einer Buchung genannt sind, 
vorzuhalten und der Landeshauptstadt Hannover auf Verlangen vorzulegen: 
 

a. Name, 
b. Vorname, 
c. Anschrift (Straße, Hausnummer, PLZ, Wohnort), 
d. Geburtsdaten, 
e. Tag der An- und Abreise, 
f. Beherbergungsdauer,  
g. Beherbergungsentgelt (§ 4 Absatz 1). 

 
 Jeder unterbrochene Beherbergungszeitraum ist gesondert aufzuführen. 
 
Nr. 5: 

In § 9 Absatz 1 werden das Wort „Steuermeldung“ durch das Wort „Steuererklärung“ und das 
Wort „Einrichtungen“ durch das Wort „Beherbergungsstätte“ ersetzt. 



 
Nr. 6: 
 
In § 10 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Ordnungsrecht“ ein Komma und die Worte 
„die Zweckentfremdung von Wohnraum“ eingefügt. 
 
 
 
Nr. 7: 
 
In § 11 Absatz 1 wird die bisherige Nr. 3 zur Nr. 4. 
 
In Absatz 1 werden die Nrn. 1 bis 3 wie folgt gefasst: 
 

1. entgegen § 8 Absatz 1 nicht den Beginn-, das Ende der Zurverfügungstellung 
einer Beherbergungsmöglichkeit den Wechsel des/der Betreibers*in, die 
Verlegung der Beherbergungsstätte oder die Änderung von Daten der 
Beherbergungsstätte oder zur/zum Betreiber*in innerhalb eines Monats nach 
Eintritt des jeweiligen anzeigepflichtigen Ereignisses, anzeigt; 

2. entgegen § 8 Absatz 2 die Steuererklärung nicht, nicht vollständig, fehlerhaft 
oder nicht innerhalb der dort bestimmten Frist abgibt; 

3. entgegen § 8 Absätze 3 & 4 sowie Absätze 7 & 8 die ihr/ihm obliegenden 
Pflichten nicht erfüllt;  
 

 

Artikel 2 

 

Diese 1. Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2026 in Kraft. 

Hannover, den 20.11.2025 

 

Onay 

Oberbürgermeister 

 

Die vorstehende 1. Änderungssatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

Hannover, den 20.11.2025 

 

 

Onay 

Oberbürgermeister 
 

 


